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hörden) voraussichtlich entstehenden personellen sowie ggf. sonstigen finanziellen Aufwände 
zu übermitteln und die wesentlichen Aufwandsfaktoren zu benennen.   

Da auch für die Erarbeitung des fachlich-politischen Standpunkts des Senats zum Volksbegeh-
ren (§ 17 Abs. 4 AbstG) nach der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofs des Landes 
Berlin der Beschleunigungsgrundsatz gilt, bitte ich Sie unter Berücksichtigung des Umfangs des 
Gesetzentwurfes, Ihre fachlich-politische Stellungnahme  

 
bis zum 28. Februar 2020 (Dienstschluss) 

 

per E-Mail an das Organisationspostfach IA3@SeninnDS.berlin.de zu übermitteln (Fehlanzeige 
erforderlich). 
 

Ihre Stellungnahme zur materiell-rechtlichen Zulässigkeit des Gesetzentwurfs also insbesonde-
re zu dessen Vereinbarkeit mit Bundesrecht bzw. höherrangigem Recht, bitte ich Ihrer mit 
Schreiben des Kollegen Dr. Wild vom 9. Dezember 2019 gesondert erbetenen rechtlichen Stel-
lungnahme vorzubehalten.  

 
So sind nach der Rechtsprechung des Berliner Verfassungsgerichtshofes die rechtliche Zuläs-
sigkeitsprüfung und die Erarbeitung des fachlich-politischen Standpunktes des Senats zu einem 
Volksbegehren in zwei getrennten Verfahren durchzuführen. Hintergrund ist, dass nach Be-
schluss des Senats über seinen Standpunkt zu einem Volksbegehren nur noch die Erarbeitung 
des fachlich-politischen Standpunktes des Senats dem einer Alteneinsicht ggf. entzogenen sog. 
Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung zuzurechnen ist, was eine getrennte Aktenführung 
erforderlich macht.   

 
Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 
  

 
 




